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DIGITALISIERUNG DER INDUSTRIE

cepAnalyse Nr. 20/2016

KERNPUNKTE

Ziel der Mitteilung: Die Kommission will die Digitalisierung der europaischen Industrie vorantreiben.
Betroffene: Industrie, Forschungseinrichtungen.

Pro: (1) Ein freier Datenfluss innerhalb der EU kann zu erheblichen Kostensenkungen beitragen. Die
O Abschaffung mitgliedstaatlicher Lokalisierungsauflagen ist daher sachgerecht.

O (2) EU-weit einheitliche Haftungs- und Sicherheitsregeln fiir neue digitale Technologien ermdég-
lichen Rechtssicherheit und Planungssicherheit. Sie sollten moglichst friihzeitig eingefiihrt werden.

O Contra: Im Regelfall sollten in ,Digital Innovation Hubs” keine 6ffentlichen Mittel flieBen.

INHALT

Titel

Mitteilung COM(2016) 180 vom 19. April 2016: Digitalisierung der europaischen Industrie: Die Chancen
des digitalen Binnenmarkts in vollem Umfang nutzen

Kurzdarstellung

» Allgemeiner Hintergrund

— Die Kommission legte im Mai 2015 ihre Mitteilung ,Strategie fiir einen digitalen Binnenmarkt”
[COM(2015) 192] vor. Die dritte Sdule dieser Strategie behandelt die ,Ausschopfung des Wachstumspo-
tentials der digitalen Wirtschaft” (s. cepAnalyse).

— Im April 2016 legte die Kommission fiir die dritte Saule vier Mitteilungen zu folgenden Themen vor:
- Digitalisierung der Industrie in der EU (diese cepAnalyse),
- Cloud-Initiative der EU [COM(2016) 178; cepAnalyse folgt],
- IKT-Normung fiir den digitalen Binnenmarkt [COM(2016) 176; cepAnalyse folgt] und
- EU-Aktionsplan E-Government [COM(2016) 179; cepAnalyse folgt].

» Digitalisierung der Industrie in der EU: Hintergrund und Ziele

— Laut Kommission betragen die Investitionen in ,Produkte der Informations- und Kommunikationstechno-
logie” in der EU ein Drittel derjenigen in den USA. Insbesondere kleine und mittlere Unternehmen (KMU)
sind bei digitalen Innovationen ,erheblich” im Riickstand. (S. 5 und 6)

— Die Kommission will die Attraktivitat der EU fiir Investitionen in die Entwicklung digitaler Produkte — z.B.
Gerate und Software fiir Verbrauchermarkte sowie Internetplattformen - steigern (S. 6).

— Digitale Innovationen 6ffnen ,wichtige Teile der Wertschdpfungskette” fiir neue Wettbewerber wie Da-
ten- und Internetplattformen. Die Unternehmen in der EU firchten daher zunehmend, dass sich ,ein er-
heblicher Teil” der Wertschdpfung auf diese Plattformen verlagern kdnnte. (S. 6)

— Die Digitalisierung bringt neue ,regulatorische Herausforderungen” mit sich, etwa zum Eigentum an Da-
ten, zur Haftung bei der Nutzung autonomer Systeme und zur Sicherheit bei der Interaktion von Men-
schen und intelligenten Geraten (S. 6).

— Den Arbeitnehmern in der EU fehlen ,digitale Kompetenzen” (S. 7).

— Die Kommission schlagt angesichts dieser Befunde in folgenden Bereichen Anderungen vor, um die
Wettbewerbsfahigkeit der EU im Bereich digitaler Technologien zu fordern und Unternehmen die Nut-
zung digitaler Innovationen zu ermdglichen (S. 7):

- Ausbau von ,Digital Innovation Hubs” (Technologie-Exzellenzzentren),
- Férderung &ffentlich-privater Partnerschaften (OPP),

- Anpassung der rechtlichen Rahmenbedingungen,

- Soziale Aspekte der Digitalisierung.

» Ausbauvon ,Digital Innovation Hubs*
— Digitale ,Kompetenzzentren” - etwa technische Hochschulen und andere Forschungseinrichtungen -
sind zur Erprobung digitaler Innovationen im Vorfeld etwaiger Investitionen fiir die Industrie, insbeson-
dere fur KMU, von groR3er Bedeutung (S. 9).
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— Die Kommission will die digitalen Kompetenzzentren zu ,Digital Innovation Hubs” (in der deutschen
Pressemitteilung: ,Technologie-Exzellenzzentren”) ausbauen und diese EU-weit miteinander vernetzen.
So sollen zentrale Anlaufstellen (One-Stop-Shops) fir die neuesten digitalen Technologien entstehen. (S.
10)

— Die Kommission will die ,Digital Innovation Hubs” in den nachsten fiinf Jahren mit 500 Mio. Euro aus dem
Horizont-2020-Programm der EU fiir Forschung und Innovation férdern. Die Mitgliedstaaten sollen finf
Mrd. Euro beisteuern. (S. 10)

» Forderung dffentlich-privater Partnerschaften (OPP)
— Offentlich-private Partnerschaften (OPP) kénnen u.a. (S. 11 und 14)
- die Umsetzung ,EU-weiter digitaler Strategien der Industrie” erleichtern und
- Forschung, Entwicklung und Innovation (F&E&I) besser mit den Tatigkeiten zur Festlegung von Normen
verzahnen.
— Fur besonders wichtig halt die Kommission die Forderung von digitalen Plattformen, also mehrseitigen
Marktzugangen fiir verschiedene Gruppen von Wirtschaftsteilnehmern (S. 12).
- Ein Teil der digitalen Plattformen kombiniert digitale Technologien, etwa das Internet der Dinge, Big Da-
ta und Cloud Computing sowie autonome Systeme, um brancheniibergreifende Losungen anzubieten.
- Andere digitale Plattformen bilindeln digitale Losungen fiir eine bestimmte Branche. So kénnen etwa
Plattformen fiir die ,vernetzte intelligente Fabrik” Fertigungsprozesse verbessern oder Plattformen das
vernetzte und automatisierte Fahren erleichtern.
— OPP fiir digitale industrielle Innovationen sollen in den nichsten fiinf Jahren mit 35 Mrd. Euro geférdert
werden. Dieser Betrag soll sich zusammensetzen aus (S. 12)
- 5 Mrd. Euro aus dem Horizont-2020-Programm der EU,
- 15 Mrd. Euro von der ,Industrie”,
- 15 Mrd. Euro von den Mitgliedstaaten.

» Anpassung der rechtlichen Rahmenbedingungen
Die rasche Entwicklung der digitalen Technologien ,kénnte” eine Anpassung der rechtlichen Rahmenbe-
dingungen erfordern. Die Kommission will daher (S. 15-17)
— 2016 in einer Initiative zum freien Datenfluss in der EU
- ,ungerechtfertigte” nationale Regeln (,Lokalisierungsauflagen”), die die Speicherung bestimmter Daten
im Inland verlangen, abschaffen oder ihnen vorbeugen und
- Regeln Uber das Eigentum an Daten, den Zugang zu Daten und die Interoperabilitdt und Weiterver-
wendung von Daten, einschlief3lich von Industriedaten, ,untersuchen”;
— Sicherheits- und Haftungsregeln sowie rechtliche Voraussetzungen fiir ,gro8 angelegte Praxistests” pri-
fen fur
- autonome Systeme wie selbstfahrende Autos und Drohnen (s. ceplnput zu Drohnen) sowie
- Anwendungen fir das Internet der Dinge wie die Verfolgung von Paketen Uiber das Internet,
— die Sicherheit von Apps und ,anderer nicht eingebetteter Software”, fir die es keine spezifische Regulie-
rung gibt, untersuchen.

» Soziale Aspekte der Digitalisierung
Laut Kommission fiihrt der digitale Wandel zu strukturellen Veranderungen des Arbeitsmarkts und der Ar-
beit selbst. Die damit verbundenen Herausforderungen will die Kommission angehen durch (S. 17 und 18)
— einen Sozialdialog mit den Mitgliedstaaten, der Industrie, den Sozialpartnern und ,Bildungsanbietern”
sowie
— eine starkere Beteiligung der Industrie und von Forschungseinrichtungen bei der Verbreitung digitaler
Kompetenzen.

Politischer Kontext

Die EU-Kommission betrachtet die Verwirklichung eines digitalen Binnenmarkts als eine Prioritédt ihrer Amtszeit.
Im Mai 2015 prdsentierte sie dazu eine digitale Binnenmarktstrategie [COM(2015) 192, cepAnalyse zur Aus-
schopfung des Wachstumspotentials der digitalen Wirtschaft].

Politische Einflussmoglichkeiten

Federfliihrende Generaldirektion: GD Kommunikationsnetze, Inhalte und Technologien
Federfiihrende Ausschiisse des EP: Industrie, Forschung und Energie, Berichterstatter: N.N.
Federfiihrendes Bundesministerium: Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie
Federfiihrender Ausschuss des BT:  Ausschuss flr Wirtschaft und Energie
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BEWERTUNG

Okonomische Folgenabschitzung

Mit EU-weit vernetzten ,Digital Innovation Hubs” sollen insbesondere kleine und mittlere Unternehmen leich-
ter digitale Innovationen entwickeln kénnen. Im Regelfall sollten in solche ,Digital Innovation Hubs” keine
offentlichen Mittel flieBen. Sicherlich sind Investitionen in digitale Innovationen fiir Unternehmen oft mit ho-
her Unsicherheit tber die Realisierungs- und Vermarktungschancen verbunden. Im Erfolgsfall profitieren sie
aber von Pioniergewinnen. Das unternehmerische Risiko des Scheiterns sollte deshalb von ihnen getragen
werden. Ausnahmen sollte es nur fiir die Grundlagenforschung oder anwendungsorientierte Forschung an der
Grenze zur Grundlagenforschung geben. Denn hier ist eine privatwirtschaftliche Finanzierung unwahrschein-
lich.

Offentlich-private Partnerschaften (OPP) kénnen grundsitzlich sinnvoll sein, um &ffentliche Investitionen zu
verwirklichen. Sie diirfen aber kein Instrument dafiir sein, die mit Investitionen verbundenen Risiken auf die 6f-
fentlichen Haushalte zu verlagern. Sind digitale industrielle Innovationen privatwirtschaftlich finanzierbar, soll-
te auf OPP verzichtet werden. Allenfalls Aufwendungen fiir die Grundlagenforschung oder fiir die Unterstiit-
zung von Normungsprozessen sollten tiber OPP finanziert werden.

Heute verhindern ,Lokalisierungsauflagen” der Mitgliedstaaten, dass Daten dort gespeichert, verarbeitet oder
genutzt werden konnen, wo dies am effizientesten ware. Auch konnen GroBenvorteile, die bei der Massenda-
tenverarbeitung (Big Data) entstehen, nicht optimal ausgenutzt werden. Ein freier Datenfluss innerhalb der
EU kann zu erheblichen Kostensenkungen beitragen. Die von der Kommission angestrebte Abschaffung
mitgliedstaatlicher Lokalisierungsauflagen ist daher sachgerecht. Allerdings sind viele vermeintliche Bar-
rieren fur den freien Datenfluss nicht rein rechtlicher Natur. Auch Unterschiede beim Datenschutz, beim Schutz
von Geschiftsgeheimnissen, beim Nutzervertrauen oder bei Fragen der Datensicherheit stehen dem freien Da-
tenfluss innerhalb der EU entgegen. Diese lassen sich nur eingeschrankt durch legislative MaBnahmen behe-
ben.

Die rasche Entwicklung datenbasierter Technologien - etwa in den Bereichen ,Internet der Dinge” und ,Big Da-
ta” — wirft Fragen lber die Nutzungs- und Eigentumsrechte an den Daten auf, zumal diese kiinftig haufig ohne
menschlichen Eingriff generiert werden. Einige dieser Fragen lassen sich mit Vertrdgen zwischen den am Wert-
schopfungsprozess beteiligten Akteuren kldren. Soweit moglich, sollte diese privatwirtschaftliche Herange-
hensweise einer staatlichen Zuweisung von Eigentums- oder Nutzungsrechten vorgezogen werden.

EU-weit einheitliche Haftungs- und Sicherheitsregeln fiir neue digitale Technologien wie autonomes Fah-
ren und den Einsatz von Drohnen stdrken den Binnenmarkt und ermdglichen Rechtssicherheit und Pla-
nungssicherheit fiir Hersteller und Nutzer. Sie sollten moglichst friihzeitig eingefiihrt werden, da sonst die
Entwicklung der neuen Technologien gehemmt ist oder die Kosten einer potentiellen Haftung nicht ausrei-
chend beriicksichtigt werden.

Es ist unbestritten, dass die Digitalisierung der Wirtschaft einschneidende Verdanderungen auf den europai-
schen Arbeitsmérkten verursacht. Notwendige Anderungen in nationalen Bildungsstrukturen und bei den Bil-
dungsinhalten mussen daher gepriift werden. Wie diese konkret angegangen werden, sollte angesichts feh-
lender Pauschallésungen jedoch primar auf nationaler oder lokaler Ebene entschieden werden.

Juristische Bewertung

Kompetenz

Auf die Mitteilung folgende Rechtsakten kénnen insbesondere auf die Binnenmarktkompetenz (Art. 114 AEUV)
und die Kompetenz zur Koordinierung der nationalen Vorschriften fir selbstandige Tatigkeiten gestiitzt wer-
den (Art. 53 Abs. 1 AEUV). In den Bereichen Beschéftigung, Sozialpolitik und berufliche Bildung sind in erster
Linie die Mitgliedstaaten zustandig; die EU darf lediglich unterstiitzende und erganzende MaBnahmen ergrei-
fen (Art. 145 ff. und Art. 165 f. AEUV).

Subsidiaritat

Abhdngig von der Ausgestaltung der Folgemalnahmen. Wegen des grenzliberschreitenden Charakters des
Internets aber voraussichtlich unproblematisch.

VerhaltnismaBigkeit gegeniiber den Mitgliedstaaten

Abhangig von der Ausgestaltung der FolgemaBnahmen.

Sonstige Vereinbarkeit mit EU-Recht

Abhangig von der Ausgestaltung der Folgemal3nahmen.

Auswirkungen auf das deutsche Recht
Abhangig von der Ausgestaltung der FolgemaBnahmen.

Zusammenfassung der Bewertung

Im Regelfall sollten in ,Digital Innovation Hubs” keine 6ffentlichen Mittel flieBen. Ein freier Datenfluss innerhalb
der EU kann zu erheblichen Kostensenkungen beitragen. Die Abschaffung mitgliedstaatlicher Lokalisierungs-
auflagen ist daher sachgerecht. EU-weit einheitliche Haftungs- und Sicherheitsregeln fiir neue digitale Techno-
logien ermdglichen Rechtssicherheit und Planungssicherheit. Sie sollten moglichst friihzeitig eingefiihrt wer-
den.

cep | Kaiser-Joseph-Stra3e 266 | 79098 Freiburg | Telefon 0761 38693-107 | www.cep.eu 3


http://www.cep.eu/

	Politischer Kontext
	Politische Einflussmöglichkeiten
	Ökonomische Folgenabschätzung
	Juristische Bewertung
	Kompetenz
	Subsidiarität
	Verhältnismäßigkeit gegenüber den Mitgliedstaaten
	Sonstige Vereinbarkeit mit EU-Recht
	Auswirkungen auf das deutsche Recht

	Zusammenfassung der Bewertung

